
beitsprozesses zu stören. Deshalb sind auch diese Fragen 
in der vorbereitenden Aussprache mit dem Betriebs­
leiter zu klären.

„.Zur Sicherung der Kontrolle der Anordnung, die durch 
gelegentliches Aufsuchen des Arbeitskollektivs, durch 
Zusammenarbeit mit den Betriebsleitern und gesell­
schaftlichen Organisationen sowie mit Hilfe der Schöffen 
und Schöffenkollektive erfolgt, hat das Gericht die 
Kaderabteilung des Betriebes und das Amt für Arbeit 
und Berufsausbildung über die Maßnahmen schriftlich 
zu informieren, und zwar auch dann, wenn Vertreter 
des Betriebes an der Hauptverhandlung teilgenommen 
haben.
Durch die Bindung an den Arbeitsplatz werden die dem 
Betrieb und dem Verurteilten nach dem Gesetzbuch der 
Arbeit zustehenden Rechte nicht aufgehoben. Der 
Betrieb ist aber verpflichtet, dem Gericht eine be­
absichtigte Kündigung des Verurteilten rechtzeitig mit­
zuteilen, damit das Gericht gegebenenfalls ein Ver­
fahren nach § 1 Abs. 2 StEG einleiten kann. Zur münd­
lichen Verhandlung hat es den Verurteilten sowie Ver­
treter des Betriebsleiters, der BGL und des Arbeits­
kollektivs zu laden. Will der Verurteilte das Arbeits­
rechtsverhältnis beenden, so hat er dem Betriebsleiter 
die Zustimmung des Gerichts vorzulegen.
Wird der Arbeitsplatz nicht böswillig verlassen, z. B. 
aus betriebsökonomischen, gesundheitlichen oder 
familiären Gründen, so. hat das Gericht darauf hin­
zuwirken, daß das Amt für Arbeit und Berufsausbil­
dung dem Verurteilten einen anderen Arbeitsplatz zu­
weist, der die Voraussetzung für eine erfolgreiche Ein­
flußnahme des Arbeitskollektivs auf den Verurteilten 
bietet. Dabei kann es notwendig sein, die Bindung an 
diesen neuen Arbeitsplatz durch gerichtlichen Beschluß 
auszusprechen. Das ist insbesondere dann der Fall, 
wenn der Verurteilte eine andere Arbeit aufnimmt, um 
sich der kollektiven Erziehung zu entziehen (z. B. bei 
sog. Gelegenheitsarbeitern).
Die Bindung an den Arbeitsplatz ist Bestandteil des 
Strafausspruchs. Sie ist deshalb auch rechtsmittelfähig, 
d. h., es kann sowohl eine Entscheidung angefochten 
werden, die fehlerhaft die Verpflichtung nicht aus­
spricht, als auch eine Entscheidung, die sie zwar ent­
hält, aber unbegründet (z. B. wenn der Täter nicht 
fähig ist, die betreffende Arbeit auszuüben) und damit 
ungesetzlich ist. Durch die Anfechtung der Bindung an 
den Arbeitsplatz wird immer der gesamte Strafaus­
spruch angegriffen.

Zur Bürgschaftsübernahme durch das Kollektiv
In allen Fällen, in denen eine Strafe ohne Freiheitsent­
zug (bedingte Verurteilung, öffentlicher Tadel, Geld­
strafe) ausgesprochen wird, kann das Gericht die Bürg­
schaftsübernahme im Urteilstenor unter Bezeichnung 
des betreffenden Kollektivs bestätigen. Zur Zeit ge­
schieht dies fast ausnahmslos hur bei bedingten Ver­
urteilungen.
Die Bedeutung der Bürgschaftsübernahme liegt darin, 
daß sich das Kollektiv selbst das Ziel setzt, den Rechts­
brecher zu erziehen. Die Bürgschaft kann nach dem 
Rechtspflegeerlaß nur von einem „sozialistischen Kollek­
tiv“ übernommen werden. Dabei muß es sich um solche 
Kollektive handeln, deren Mitglieder schon längere Zeit 
gemeinsam tätig sind und bei denen die Bereitschaft 
vorhanden ist, sich mit den Problemen der kollektiven 
Arbeit und dem Verhalten einzelner Mitglieder ausein­
anderzusetzen. Einerseits dürfen die Anforderungen an 
ein sozialistisches Kollektiv nicht zu hoch gestellt wer­
den, andererseits verliert aber die Bestätigung der 
Bürgschaftserklärung eines Kollektivs ihre Wirkung, 
wenn im Kollektiv nicht die Voraussetzungen für die 
Umerziehung des Rechtsbrechers vorhanden sind. Das 
trifft z. B. auf eine Brigade zu, in der viel Alkohol ge­

trunken wird und die die Bürgschaft über ein Mitglied 
übernehmen will, das auf Grund übermäßigen Alkohol­
genusses eine Straftat begangen hat». Eine weitere Vor­
aussetzung der Bürgschaftsübernahme ist die Bereit­
schaft des Täters, den begangenen Fehler wiedergutzu­
machen, sowie sein Einverständnis mit den vom Kollek­
tiv festgelegten Erziehungsmaßnahmen.
Nach dem Rechtspflegeerlaß sind die Untersuchungs­
organe verpflichtet, Vertreter der Kollektive der Werk­
tätigen bereits im Ermittlungsverfahren zu hören. Hier­
bei haben sie den Kollektiven Ziel und Wesen der 
Bürgschaft zu erläutern und für den Fall der Bereit­
schaft der Bürgschaftsübernahme auf die konkrete in­
haltliche Ausgestaltung der Bürgschaft Einfluß zu 
nehmen. Das Gericht muß sich Gewißheit darüber ver­
schaffen, ob sich das Kollektiv mit dem Rechtsbrecher 
auseinandergesetzt hat und dieser bereit ist, die Maß­
nahmen des Kollektivs zu erfüllen. Das Gericht hat dar­
auf einzuwirken, daß die Verpflichtungen in der Bürg­
schaftsübernahme konkret ausgestaltet werden.
Es muß Inhalt der Bürgschaft sein, den Rechtsbrecher 
— ohne ihn zu gängeln und zu bevormunden — aktiv 
und zielstrebig in die Lösung der gesellschaftlichen 
Aufgaben einzubeziehen, um zu erreichen, daß er 
künftig ordentlich arbeitet und lebt und die Gesetze 
einhält. Der Hauptinhalt der erzieherischen Tätigkeit 
des Kollektivs muß darin bestehen, dem Täter differen­
ziert und unter Berücksichtigung seiner Fähigkeiten 
Aufgaben des Kollektivs zu übertragen, die er mit Hilfe 
des Kollektivs eigenverantwortlich zu lösen hat6 7. Die 
Verpflichtungen selbst müssen Bestandteil der von der 
Brigade insgesamt zu erfüllenden Aufgaben sein.
Über die Notwendigkeit der konkreten inhaltlichen 
Ausgestaltung der-Bürgschaft besteht noch keine völlige 
Klarheit. Dies zeigt sich darin, daß vielfach vom Kollek­
tiv lediglich erklärt wird, daß es die Bürgschaft für den 
Angeklagten übernehme, ohne daß jedoch konkrete 
Aufgaben für dessen Umerziehung festgelegt werden. 
In verschiedenen Verfahren gibt es aber bereits An­
sätze dazu. In der Strafsache gegen Mitarbeiter des 
VEB Spreewerke vor dem Kreisgericht Lübben enthält 
z. B. die vom Kollektiv übernommene Bürgschaft 
folgende Maßnahmen:
1. Berufliche Ausbildung der Angeklagten als Anlagen­
wärter mit Abschluß.
2. In den nächsten Monaten sollen die Angeklagten zur 
Nachtschicht gemeinsam mit bewährten Arbeitskollegen 
eingeteilt werden.
3. Die Angeklagten werden stärker in das gesellschaft­
liche Leben der Brigade einbezogen, wozu in der näch­
sten Brigadeversammlung realisierbare Verpflichtungen 
festgelegt und in das Brigadetagebuch eingetragen 
werden.
In mehreren Fällen wird die Bürgschaftsübernahme 
unzureichend vorbereitet. Das Kreisgericht Torgau be­
stätigte z. B. in dem Verfahren gegen N. und andere 
auf Antrag des in der Hauptverhandlung anwesenden 
BGL-Vorsitzenden und des Parteisekretärs des Be­
triebes die Übernahme der Bürgschaft durch die 
Brigade, ohne daß Vertreter der Brigade an der Haupt­
verhandlung teilnahmen.
Das Gericht muß in jedem Fall Vertreter desjenigen 
Kollektivs, das die Bürgschaft übernehmen will, zur 
Hauptverhandlung laden. Richtig ist es auch, darauf 
hinzuwirken, daß das Kollektiv seine Bürgschaftser­
klärung dem Gericht schriftlich mitteilt.
Positive Ansätze in dieser Richtung bietet die Arbeits­
weise des Kreisgerichts Dessau. In der Strafsache 
S 133/63 gegen D. hat es vor der Hauptverhandlung 
Verbindung zu der Brigade, in der der Angeklagte

6 Vgl. dazu auch Semler/Kem, Rechtspflege — Sache des gan­
zen Volkes, Berlin 1963, S. 89.
7 Vgl. Dähn, „Die Bürgschaft — ein Instrument der organisier­
ten gesellschaftlichen Erziehung“, NJ 1963 S. 175.
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